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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bankwesengesetz, das Bau-
sparkassengesetz, das Börsegesetz 1989, das E-Geldgesetz 2010, das Fi-
nanzkonglomerategesetz, das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das 
Finanzmarktstabilitätsgesetz, das Finanzsicherheiten-Gesetz, das Immobi-
lien-Investmentfondsgesetz, das Investmentfondsgesetz 2011, das Kapital-
marktgesetz, das Sparkassengesetz, das Stabilitätsabgabegesetz, das 
Wertpapieraufsichtsgesetz 2007, das Zahlungsdienstegesetz, das Pensions-
kassengesetz, das Betriebliche Mitarbeiter- und Selbstständigenvorsorgege-
setz und das Versicherungsaufsichtsgesetz geändert werden 
 

 

Die Bundesarbeitskammer (BAK) bedankt sich für die Übermittlung des Begutachtungsent-

wurfes. Die BAK möchte aber festhalten, dass eine Begutachtungsfrist von einer Woche für 

eine derart komplexe und umfangreiche Materie schwer nachvollziehbar ist, vor allem weil 

uns von der Verordnung CRR 1 und der Richtlinie CRD IV nur Legislativvorschläge bekannt 

sind. Eine eingehende Begutachtung ist daher aus zeitlichen Gründen nicht möglich. Es ist 

nicht auszuschließen, dass die endgültigen Versionen der CRR 1 und der CRD IV vom Le-

gislativvorschlag abweichen, welche die Notwendigkeit einer Änderung der entsprechenden 

nationalen Gesetzgebung nach sich ziehen kann. Die BAK möchte sich daher das Recht 

vorbehalten, zu einem späteren Zeitpunkt insbesondere bei Vorliegen der CRR 1 und der 

CRD IV erneut und vertieft Stellung zu nehmen. 

 

Grundsätzlich sieht die BAK die Umsetzung von Basel III in Form der CRR 1 und der CRD 

IV positiv gegenüber, weil sowohl Kapitalerhaltungspuffer, antizyklische Puffer und Puffer für 

das Systemrisiko, als auch die bessere Erfassung der Liquiditätsrisiken dazu beitragen kön-

nen die Finanzmarktstabilität zu erhöhen. 
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Die Bestrebungen der Einrichtung besserer Kontrollsysteme, verstärkter bzw. erweiterter 

Aufsichtsrechte für die Behörde, Verstärkung und Erweiterung der Konzessionsvorausset-

zungen für Wertpapierfirmen und Maßnahmen zur Verbesserung zur Begrenzung des sys-

temischen Risikos mit dem Ziel die Finanzmarktstabilität zu erhöhen und das Vertrauen der 

AnlegerInnen nachhaltig zu verbessern. Dazu gehören vor allem auch strenge und effektive 

Präventions- und Sanktionsmöglichkeiten, die ein bewussteres Risikoverhalten der Verant-

wortlichen sicherstellen und mögliche Schäden bei Ein- und AnlegerInnen, sowie eine Be-

grenzung des Risikos für die öffentliche Hand hintanhalten sollen. 

 

Allerdings sieht die BAK darin nur einen Baustein zur Erreichung einer höheren Finanz-

marktstabilität. Unseres Erachtens sind die anderen Säulen der Bankenunion wie das ge-

meinsame Aufsichtssystem, insbesondere aber ein effektives Bankenrestrukturierungs- und 

–abwicklungsrecht mit einer klaren Vorgabe, alle bail-in Instrumente auszuschöpfen, bevor 

ein bail-out in Betracht kommt. Andernfalls bleibt der moral hazard im Bankwesen weiter 

bestehen, der nicht unmaßgeblich für die Entstehung der Krise und am Anstieg der Staats-

schuld durch Übernahme von Risiken der Banken verantwortlich war und weiterhin ist. 

 

Die BAK steht den Verbesserungen in der corporate governance positiv gegenüber, vermisst 

aber Regelungen betreffend einer Ausnahme vom „fit and proper Test“ für die von der Be-

legschaftsvertretung entsandten Mitglieder des Aufsichtsrates. 

 

„Whistle blower“ setzten sich einem erheblichen beruflichen Risiko aus. Deren Information ist 

bei Fehlentwicklungen und Verfehlungen aber außerordentlich wichtig. Daher ist zu hinter-

fragen, ob die in § 99g vorgeschlagenen Maßnahmen zum Schutze der Identität und zum 

Schutz vor Vergeltungsmaßnahmen, Diskriminierung oder anderen Arten von Mobbing aus-

reichen, um vor solchen Risiken zu schützen. Insbesondere dann, wenn der Schutz der 

Identität durch Abs 3 Z 4 relativiert wird. 

 

Eine derart umfangreiche Novelle hätte aus unserer Sicht auch zum Anlass genommen wer-

den sollen, Verbesserungen im Konsumentenschutz zu schaffen. Dies betrifft besonders die 

Frage der Risikoadäquanz von Finanzprodukten im Verhältnis zum Risikoprofil von Verbrau-

chern, ein generelles Prinzip der Zulassungspflicht von Finanzprodukten, aber auch das 

Recht auf ein Girokonto auf Habenbasis. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

Rudi Kaske       Günther Chaloupek 

Präsident       iV des Direktors 

F.d.R.d.A.       F.d.R.d.A. 
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